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Verhandlungen wirken sich aus

München. Wer am Wochenende Diesel ge-
tankt hat, kam dabei wahrscheinlich billiger 
weg als vor Ausbruch des Iran-Kriegs. Der 
bundesweite Tagesdurchschnittspreis am 
Freitag, Samstag und Sonntag lag für den 
Kraftstoff knapp unterhalb des Wertes vom 
27. Februar, wie aus Daten des ADAC hervor-
geht.

Der billigste Tag war dabei der Freitag mit 
1,733 Euro pro Liter Diesel, das waren 1,3 Cent 
weniger als am letzten Tag vor dem Krieg. 
Am Sonntag waren es immerhin noch 0,8 
Cent bei einem Literpreis von 1,738 Euro.

Superbenzin der Sorte E 10 schlug am 
Sonntag mit 1,822 Euro pro Liter zu Buche. 
Das waren 4,4 Cent mehr als vor Kriegsbe-
ginn. Auch hier war der Freitag noch eine 
Kleinigkeit billiger. Auf dem Höhepunkt 
rund um Ostern war Diesel zwischenzeitlich 
mehr als 70 Cent pro Liter teurer als vor 
Kriegsbeginn, Benzin mehr als 40 Cent.

Am Montag sanken die Preise zunächst 
weiter. Um 10.45 Uhr waren Diesel und E 10 
um 0,6 Cent billiger als zum selben Zeitpunkt 
am Sonntag. Diesel lag dabei im bundeswei-
ten Durchschnitt sogar knapp unter 1,70 Euro 
pro Liter. 10.45 Uhr gehört seit Einführung 
der 12-Uhr-Regel allerdings zu den billigsten 
Tankzeitpunkten des Tages.

Öl deutlich günstiger
Die Entspannung geht vor allem darauf zu-
rück, dass Öl deutlich günstiger ist als noch 
Anfang Juni. Hintergrund sind erste Fort-
schritte bei den Verhandlungen zwischen 
den USA und dem Iran für ein Abkommen 
zur Beilegung des Kriegs. Die Blockade der 
Straße von Hormus hatte den Ölpreis im 
März zeitweise über 120 Dollar je Barrel ge-
trieben.

Zudem spielt auch der Tankrabatt eine 
wichtige Rolle. Er senkt die Steuern pro Li-
ter um 16,7 Cent. Ohne ihn wären Benzin und 
Diesel deutlich teurer als vor Kriegsbeginn. 
Immerhin deuten die aktuellen Preise aber 
darauf hin, dass Diesel und E 10 auch ohne 
den Rabatt, der am Monatsende ausläuft, 
unter zwei Euro pro Liter bleiben könnten.

Dieselpreis unter
Vorkriegswert
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Berlin. Der Mieterbund warnt mit Blick auf 
das geplante neue Heizungsgesetz vor stei-
genden Kosten für Mieter. Laut Entwurf sol-
len Vermieter auch künftig neue Gas- und 
Ölheizungen einbauen können – Vorausset-
zung ist, dass diese schrittweise einen zuneh-
menden Anteil CO₂-neutraler Brennstoffe 
nutzen. Diese Regelung gehe mit erheblichen 
Kostenrisiken für Mieter einher, sagte Flo-
rian Becker vom Deutschen Mieterbund vor 
dem Wirtschaftsausschuss im Bundestag. 
Schon jetzt sei jeder dritte Mieterhaushalt 
überlastet. Der ohnehin bestehende Anstieg 
der Mieten werde durch die stark gestiege-
nen Energiepreise verstärkt, warnte er.

Mieterbund warnt vor
steigenden Kosten

NEUES HEIZUNGSGESETZ

DPA

München. In Deutschland werden immer 
mehr Batteriespeicher gebaut. In den ersten 
fünf Monaten des Jahres wurden etwa 
225.000 Speicher mit einer Kapazität von 3,4 
Gigawattstunden installiert, wie der Bundes-
verband Solarwirtschaft auf Basis des Markt-
stammdatenregisters mitteilt. Das sind 70 
Prozent mehr als im gleichen Zeitraum des 
Vorjahres. Wichtigster Treiber waren Groß-
speicher, auf die 1,47 Gigawattstunden ent-
fi elen. Das ist mehr als eine Vervierfachung 
im Vorjahresvergleich. Eine Gigawattstunde 
entspricht in etwa dem täglichen Haushalts-
stromverbrauch von rund 300.000 Menschen 
in Deutschland.

Deutlich mehr
Batteriespeicher gebaut
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Stuttgart. Mercedes-Aufsichtsratschef Mar-
tin Brudermüller hat eine Diskussion über 
wettbewerbsfähigere Arbeitskosten gefor-
dert. Es sei in der schwierigen Situation zu-
mutbar, wieder länger zu arbeiten. „Wir soll-
ten ernsthaft die Rückkehr zur 40-Stunden-
Woche angehen“, sagte Brudermüller dem 
„Handelsblatt“. In der Autoindustrie ist bei 
tarifgebundenen Unternehmen die 35-Stun-
den-Woche Standard. Im Herbst steht in der 
Metall- und Elektroindustrie die nächste Ta-
rifrunde an. Arbeit sei in Deutschland im 
internationalen Vergleich zu teuer geworden. 
„Es gibt zwei Stellschrauben. Entweder Sie 
kürzen die Gehälter oder es wird länger ge-
arbeitet für das gleiche Gehalt“, sagte er.

Mercedes-Chefaufseher für 
40-Stunden-Woche
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Bremen. Künstliche Intelligenz (KI) bezie-
hungsweise maschinelles Lernen ist nicht 
neu, aber die Leistungsfähigkeit der Chips 
hat sich in den vergangenen Jahren enorm 
gesteigert, und das sorgt dafür, dass KI 
menschliche Fähigkeiten, beispielsweise 
eine Art des logischen Denkens, immer bes-
ser imitieren kann. Die Entwicklung ist 
noch längst nicht zu Ende. Für viele ist KI 
die Zukunftstechnologie schlechthin. Was 
bei aller KI-Euphorie allerdings kaum eine 
Rolle spielt und die Kehrseite von KI ist, ist 
der hohe Energieverbrauch der erforderli-
chen KI-Rechenzentren, in denen auch jede 
x-beliebige Suchanfrage ihre Stromspuren 
hinterlässt.

Wie viel Stromverbrauch verursacht eine 
Suchanfrage?
Laut der Verbraucherzentrale Brandenburg 
und dem Technik- und Verbraucherportal 
Chip verursacht eine einfache Suche bei 
Google 0,3 Wattstunden an Energie – damit 
könnte eine durchschnittliche LED-Lampe 
drei Minuten zum Leuchten gebracht wer-
den. Fast eine halbe Stunde Leuchtzeit wäre 
es, wenn dafür die Energie verwendet 
würde, die eine Anfrage bei Chat-GPT ver-
ursacht – der Verbrauch liegt bei 2,9 Watt-
stunden. Der Großteil dieser Energie werde 
dabei in den Rechenzentren der Anbieter 
verbraucht, so die Verbraucherzentrale.

Was benötigen KI-Rechenzentren welt-
weit an Energie?
Weltweit entstehen neue Rechenzentren 
mit sogenannten Supercomputern für KI-
Anwendungen. Die Internationale Energie-
agentur IEA geht davon aus, so der Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirt-
schaft, dass sich der Strombedarf der Re-
chenzentren bis 2030 weltweit auf rund 945 
Terawattstunden mehr als verdoppeln wird. 
Nach einer Studie von McKinsey kann er 
sich in Europa sogar fast verdreifachen, was 
dann fünf Prozent des gesamten europäi-
schen Stromverbrauchs ausmacht. Ameri-
kanische Tech-Giganten denken jedoch da-
rüber nach, eigene Atomkraftwerke zu 
bauen, um den Energiebedarf zu decken. 
Google hat bereits mit einem amerikani-
schen Start-up den Kauf von kleinen mo-
dularen Atomreaktoren unterzeichnet.

Wird das Thema international ausrei-
chend berücksichtigt?
„Nein – zumindest nicht einheitlich“, sagt 
Harald Rossol, geschäftsführender Gesell-
schafter der Bremer b.r.m. IT & Aerospace 
GmbH, die unter anderem schon vor über 
25 Jahren Konzepte für energiebewusste 
Rechenzentrumsbetriebe entwickelte. 
Energieeffi zienz werde international sehr 
unterschiedlich priorisiert. „Wo Strom bil-
lig ist, fehlt der wirtschaftliche Anreiz zur 
Optimierung. Verbindliche Standards wie 
das deutsche Energieeffi zienzgesetz oder 
der Blaue Engel für Rechenzentren existie-
ren international nicht in vergleichbarer 
Form.“ Dabei steigt der globale Strombe-
darf von Rechenzentren rasant – getrieben 
vor allem durch sogenannte KI-Workloads. 
„Ohne verbindliche internationale Rah-
menbedingungen wird Effi zienz dort zur 
Ausnahme, wo sie keine Kostenersparnis 
bringt.“

Spielen die Klimaziele beim Ausbau eine 
Rolle?
Offenbar nicht. Laut einer Studie der Um-
weltorganisation Greenpeace droht der ra-
sante Ausbau von KI-Rechenzentren, die 
Klimaziele massiv zu gefährden. Demnach 
wird im Jahr 2030 der Strombedarf dieser 
Zentren elfmal so hoch sein wie noch 2023 
– das entspricht dem heutigen Stromver-
brauch sämtlicher herkömmlicher Rechen-
zentren weltweit. Die Klimabilanz der füh-
renden Tech-Unternehmen sei besonders 
schlecht, so Greenpeace: Sie verursachen 
weltweit fast die Hälfte aller CO₂-
Emissionen von Rechenzentren für Cloud- 
und KI-Dienste. Die Datenzentren, in denen 
KI-Anwendungen betrieben werden, „sind 
wahre Stromfresser.“ Spezialisierte Hyper-
scale-Zentren mit einer Anschlussleistung 
von mehreren Hundert Megawatt bean-
spruchten riesige Flächen und verschlän-
gen Ressourcen in gewaltigem Ausmaß: Der 
Anteil, den KI-spezifi sche Hardware am 
Energieverbrauch von Rechenzentren hat, 
wird Schätzungen zufolge von 14 Prozent 
im Jahr 2023 auf 47 Prozent bis 2030 steigen.

Achtet Deutschland beim Bau von KI-Re-
chenzentren stärker auf Energieeffi -
zienz?
„Ja, aus zwei Gründen – Zwang und Kosten“, 
so Rossol. Regulatorisch schreibe das Ener-

gieeffi zienzgesetz ab Juli 2026 für Neubau-
ten einen PUE-Wert von maximal 1,2 und 
eine gestaffelte Abwärmenutzungspfl icht 
vor. „Das ist kein freiwilliges Ziel, sondern 
Genehmigungsvoraussetzung.“ Die Kenn-
zahl PUE – das Verhältnis von Gesamt-
stromverbrauch zu IT-Stromverbrauch – 
mache Effi zienz messbar und steuerbar. 
„Viele bestehende Rechenzentren liegen 
noch bei Werten um 1,7 oder höher. Mo-
derne Neubauten können Werte unter 1,2 
erreichen.“ Ökonomisch mache der hohe 
deutsche Strompreis Energieeffi zienz zur 
Kernfrage der Wirtschaftlichkeit. „Ein Re-
chenzentrum mit PUE 1,7 statt 1,2 zahlt in 
Deutschland pro Jahr deutlich mehr – die-
ser Kostendruck fehlt in Ländern mit sub-
ventionierten Strompreisen weitgehend.“ 
Die Gesamtkostenbetrachtung zeigt: „Ener-
giekosten sind über den Lebenszyklus oft 
der größte Kostenfaktor, noch vor Anschaf-
fung und Wartung. Deutschland baut also 
nicht aus Idealismus effi zienter, sondern 
weil es sich schlicht nicht leisten kann, es 
nicht zu tun.“

Wie funktionieren energieeffi ziente Re-
chenzentren?
Eine optimale Energieversorgung beginne 
nicht beim Stromzähler, sondern beim Ge-
samtkonzept, so Rossol. Den größten Hebel 
biete die Kühlung: Sie mache einen erheb-

lichen Anteil des Gesamtstromverbrauchs 
aus. „Wer konsequent auf Kalt-/Warmgang-
prinzip, Einhausung und direkte freie Küh-
lung setzt, kann allein dort 40 bis 50 Pro-
zent Energie einsparen. Moderne reihen- 
oder rackbasierte Kühlsysteme arbeiten da-
bei deutlich effi zienter als die klassische 
Raumkühlung.“ Auf der Hardware-Seite 
würden Servervirtualisierung, lastabhän-
gige Betriebsmodi und Netzteile mit hohem 
Wirkungsgrad helfen. „Hinzu kommen ein 
konsequentes Energiemonitoring, Energie-
management nach ISO 50001 und der Be-
zug von Strom aus erneuerbaren Quellen.“

KI-Festival im August
Zum Bremer KI-Sommer steuert der WESER-
KURIER ein großes Festival bei. Bei „Bremen 
Fast Forward“ ist am 20. und 21. August in 
der Energieleitzentrale zu erleben, was mit 
KI heute schon möglich ist und in Zukunft 
sein wird. Bremer Unternehmen, Institutio-
nen und Forscher, die KI-Champions der 
Stadt, zeigen, was für sie digitale Gegenwart 
ist und wie weit sie in die Zukunft denken. 
Die Veranstaltung möchte auch mit überre-
gional bekannten Speakern Lust auf Zukunft 
machen, ohne Risiken auszublenden. Mit da-
bei ist beispielsweise Technologiepionier Jür-
gen Schmidhuber. Informationen gibt es on-
line auf www.bremenfastforward.de.

Jede Suchanfrage kostet Strom
KI-Rechenzentren verbrauchen viel Energie – Anbieter planen eigene Atomanlagen für ihre Services
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KI-Anwendungen erhöhen den Stromverbrauch in Rechenzentren deutlich. FOTO: GOLLNOW/DPA
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Wird eine Null zum Verhängnis für Bremer Ausbildungsabgabe?
Erste mündliche Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht – Urteil soll am 2. Juli verkündet werden

Bremen. Wird die Bremer Ausbildungsab-
gabe vor dem Verwaltungsgericht Bestand 
haben? Mehr als 400 Ausbildungsbetriebe 
haben gegen ihren Abgabenbescheid ge-
klagt. Das Bremer Verwaltungsgericht ver-
handelt nun zuerst einige wenige Fälle als 
eine Art „Prototyp“, um damit eine Tendenz 
zu schaffen. Am Montag war die erste münd-
liche Verhandlung vor der Zweiten Kammer 
angesetzt. Es ging um die Klagen der Bremer 
Handelskammer, Frosta, Mercedes-Benz, 
Airbus Defence and Space, der Deutschen 
Factoring-Bank, der Gebäudereinigung 
Söffge sowie der Bremer Tageszeitungen AG. 
Sie versuchen über verschiedene Ansätze die 
Ausbildungsabgabe und das Gesetz dazu zu 
kippen.

Fünf Stunden ging die Verhandlung – 
unterbrochen mit einer halben Stunde Pause. 
Und der Vorsitzende Richter hatte zuerst Fra-
gen dazu, wie die Ausbildungsabgabe doku-
mentiert ist innerhalb des Haushaltsplans, 
und ob das denn auch so konform sei, wie es 
das Bundesverfassungsgericht vorsieht. Da-
bei interessierte sich der Vorsitzende Richter 
Till für die Anlage zum Haushaltsplan, in der 
üblicherweise die Sonderabgaben dokumen-
tiert sind – also auch die Ausbildungsabgabe: 
„Üblicherweise ist darin immer das Abgabe-
volumen und der Abgabezweck aufgeführt.“ 

Es gehe da um Sichtbarkeit. Für die Jahre 
2025, 2026 und 2027 stehe dort jedoch als An-
satz eine Null verzeichnet. Die vom Land Bre-
men beauftragten Anwälte der Kanzlei Re-
deker-Sellner-Dahs legten dar, warum sie das 
so als verfassungskonform betrachten. Die 
Kläger, mehrheitlich vertreten durch die Bre-
mer Kanzlei Ahlers & Vogel, sahen das an-
ders. Auch ging es später darum, ob denn 
auch für die Mitglieder der Bremischen Bür-
gerschaft die Ausbildungsabgabe ausrei-
chend nachvollziehbar dokumentiert sei.

Ebenso ging es um die Art, wie denn das 
zuständige Arbeitsressort zu den Daten der 
zahlungspfl ichtigen Unternehmen kam. 
Dazu zog sich das Ressort Daten aus dem Ge-

werberegister sowie Daten von der Arbeits-
agentur, sofern diese weitergegeben werden 
durften. Am Ende schickte das Ressort 7000 
Schreiben mit der Aufforderung raus, Anga-
ben zu machen. Anwältin Claudia Nott-
busch, die die Kläger vertritt, berechnete 
selbst, nahm die Arzt- und Zahnarztpraxen 
hinzu sowie weitere Träger und kam so auf 
70.000 Adressen. Damit seien also nur 7000 
Unternehmen oder potenziell Zahlungs-
pfl ichtige angeschrieben worden. Der Rest 
sollte ohne Schreiben automatisch von sich 
aus die Angaben machen.

Das Verwaltungsgericht zeigte zumindest 
am Montag die Tendenz, dass es bei der 
Frage, ob das Land Bremen seine Gesetzge-

bungskompetenz überschritten hat, der Ent-
scheidung und den Ausführungen des Bre-
mer Staatsgerichtshofs folgen könnte – und 
das sieht Bremen im Recht.

Auch ging es um den Wettbewerbsnach-
teil, den ein Unternehmen wie eine Gebäu-
dereinigung mit Sitz in Bremen hat. Das 
muss die Abgabe zahlen, hat aber dadurch 
einen Wettbewerbsnachteil, wenn es sich um 
Aufträge im niedersächsischen Umland be-
wirbt. Die Frage dazu: Handelt es sich bei den 
Unternehmen um eine homogene Gruppe, 
wie im Gesetz zur Ausbildungsabgabe be-
hauptet? Auch dies könnte theoretisch die 
Abgabe zu Fall bringen.

Fortsetzung ist am 30. Juni mit den nächs-
ten Fällen, am 2. Juli will die Zweite Kammer 
des Bremer Verwaltungsgerichts ihr Urteil 
verkünden. Die Bremer Handelskammer 
sagte bereits, dass sie notfalls bis zum Bun-
desverwaltungsgericht und Bundesverfas-
sungsgericht ziehen werde gegen die Ausbil-
dungsabgabe.

Transparenzhinweis
Unter den sieben Klagen gegen die Bescheide 
der Ausbildungsabgabe, die vor dem Bremer 
Verwaltungsgericht mündlich verhandelt wur-
den, befi ndet sich auch die der Bremer Tages-
zeitungen AG (BTAG). Der WESER-KURIER ge-
hört zur BTAG.

Bei den mehr als 400 
Klagen gegen die Ge-
bührenbescheide 
zum Ausbildungs-
fonds hat das Bremer 
Verwaltungsgericht 
zum ersten Mal 
mündlich verhan-
delt.FO
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